
Bürgermeisteramt 
- Östringen- ; 

Landkreis Karlsruhe 

Satzung für Bebauungsplanerweiterung «Im Hamberg II ” 

Öatringen/Tiefenbach 

I. ) Aufgrund des § Io BBauG vom 25.6.i960 )BGB1.I Seite 341) 

■ i.V. mit § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 

vom 25.7.55 (Ges.Bl,S. 151) hat der Gemeinderat der Ge¬ 

meinde östringen den Bebauungsplan " Im Hamberg ” als 

Satzung beschlossen. . 

II. ) Der genehmigte Bebauungsplan wird mit der im § 12 BBauG ' 

vorgeschriebenen Bekanntmachung rechtsverbindlich, 

III. ) Bestandteil des Bebauungsplanes sind die zeichnerischen 

Festsetzungen im M. 1 : 5oo in Verbindung mit den schrift¬ 

lichen Festsetzungen in' den §§ 1 - 6 . 

IV. ); Schriftliche Festsetzungen : 

1 ■■ ■ 
Art der baulichen Nutzung 

Der gesamte Baubereich v/ird als reines Wohngebiet gemäß 

Abs. 3 sind 

zulässig, 1- , 

§ 2 ■■."'l 

, Maß der baulichen Nutzung 

Die Grundflächenzahl wird auf 0,4 (GHZ), die Geschoß- { 

flächenzahl auf p.5 (GPZ) festgesetzt. 

Die Geschoßzahl wird auf 1 Geschoß festgesetzt. Bei einer 

Bauweise mit versetzten Geschoßen wird das talseitige J 

Untergeschoß nicht berechnet. 

(Sein Ausbau zu untergeordneten Nebenräumen oder Wohn- ' 

räumen ist im fiahmen gelt.Baurechtes,ansprechenden Ge¬ 

staltung und Einhaltung des Belegungslimits - 1 Wohn- : I 
qinheit je Gebäude - möglich) , \ 

t 
■■4 
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§ 5 

Bauweise 

Pür das gesamte Baugebiet wird die offene Bauweise gern. 

§ 22 Bau NVO ohne Beschränkung von Gebäudelänge und -tiefe 

festgesetzt. 

§ 4 

■ Gestaltung der Bauten 

1) Die Grundrissform ist freigestellt, sofern bestehende 

Baugrenzen nicht überschritten werden und die Bebauung 

mindestens 1/5 der ausgewiesenen Pläche beträgt. 

2) Notwendige S’6ellplätze und Garagen sollen in den Baukörper 

integriert, in Bedachung und Dachneigung dem Hauptgebäude 

angeglichen werden. Die Traufe der Garage darf 2,8 m nicht 

überschreiten. 

3) Die Dachneigung (Pult, Sattel, Sheddach) darf 27° nicht 

überschreiten, soll 12° nicht unterschreiten. 

4) Die Sockelhöhe soll bergseitig Stufenhöhe (max. 2o cm) 

nicht überschreiten. Talseitig sind Sockelhöhen bis 1,6 m 

zulässig und möglich. Bei versetzten Geschossen ist das 

talseitige Untergeschoß (bis 2.5o m lichte Höhe) durch Be¬ 

pflanzung und Farbgebung abzukaschieren. 

5) Die Außenflächen der Gebäude sind in hellem Farbton zu 

halten. Sichtbeton und Klinker, Anbauteile etc, sind zu¬ 

lässig, sollen jedoch nicht dominieren. 

Holzflächen sollen dunklen Holzschutzanstrich erhalten. 

V/enn Außenmauern nicht in Naturstein ausgeführt werden, 

sind sie wie Gebäudeaußenflächen zu behandeln, 

Mülltonnenschränke sind in Verbindung mit Eingangstor¬ 

pfeilern, Garagen usw. als bauliche Einheit zu errichten. 

Freistehende Mülltonnenstandplätze sind durch Sichtschutz 

(Bepflanzung, Pormsteine etc.) zu kaschieren. 

§ 5 

Einfriedigung/Vorgärten 

1) Krasse Niveauunterschiede zwischen den bebauten Grund¬ 

stücken (Terrassierung, Stützmauern) sind nicht zulässig. 
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2) Sämtliche Tersorgungsleitungen (Elektro, Telefon) sind 

unterirdisch zu legen. 

3) Bestehende Bäume sind nach Möglichkeit zu erhalten, er- 

.satzweise sind Neupflanzungen vorzunehmen. 

Der Charakter einer landschaftsgebundenen Bauweise - als 

Übergang zum Weinberggebiet - ist zu wahren. 

4) Eine Einfriedigung der Grundstücke mit Sockelmauern, 

schmiedeeisernen Zäunen, Grenzmauern soll im Sichtbereich 

der Straße unterbleiben. Eine Markierung der Grundstücks- 

grenzen durch Bepflanzung, Jägerzäune etc, ist■zulässig, 
im Bereich des Sichtdreieckes dar^ der Bewuchs So cm nicht 

überschreiten. 

5) ViTerbeanlagen im Außenbereich und an Gebäudegiebeln sind 

grundsätzlich unzulässig, ebenso Automaten im Vorgarten- ' 
bereich. 

Sofern Werbehinweise auf Büros, Praxen etc. erforderlich 

werden,sind sie gern. § I7 LBO genehmigungspflichtig. 

§ 6 

Sofern gemeinsame Versorgungseinrichtungen (Gemeinschafts¬ 

antenne, gemeinsame Müllmulde etc.) gewünscht v/erden, fun¬ 

gieren die Bauträger als Interessengemeinschaft, die der 

Gemeinde und der Baurechtsbehörde selbstschuldnerisch für 

Schäden und Schadensfolgen haften. 

§ 7 

Die Baurechtsbehörde kann nach HÖrung der zuständigen 

Gemeindegremien in begründeten Bällen Aufnahmen von folgen¬ 

den Bestimmung dieser Satzung zulassen, :3.Abs. 1, § 4 Abs.3 
und 4, und 6-^ 
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BEBAUUNGSPLAN: 
Im Hamberg H 

AU? STELLUNG SBE SC HLU SS 
VOM 
LURCH DEN GBMEINDERAT ■ 
t§2 Abs. 1 BBauG v. 23*6.1960) 

LER GEMEINDERAT STIMMTE 
DEM ENTWURF AM 26.2.73 

ORTSÜBLICHE BEKANNTMACHUNG 
DES BEBAUUNGSPLANES ! 

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG i 
DES BEBAUUNGSPLANES » \ 
VOM HfV BIS 
(§2 Abs. 6 BBauG) 

.ijSTHINGEN, DEN 44. 

DER BEBAUUNGSPLAN IST 
am 
VOM GEMEINDEHAT ALS 
SATZUNG BESCHLOSSEN 
(§ 10 BBauG) 

ÖSTRINGBN, DEN 
DER BÜRGERMEISTER; 

BÜRGERMEISTER 

GEinSHMIGUNGSVERMERK DER 
HÖHEREN VERWALTUNGSBEHÖRDE 
( § 11 BBauG) 

Obereinstimmungsvrrmerk mit 

DEM AMTL. VERMESSpCSWERK 

IM GELTUNGSBEREICH DES BEBAU¬ 
UNGSPLANES SIND MIT SEliIEM 
INKRAFTTRETEN ALLE BISHERIGEN 
VORSCHRIFTEN INSBESONDERE DER 
VON BISHERIGEN BEBAUUNGSPLÄ¬ 
NEN AUSSEÄ KRAFT GESETZT. 

DIESER BEBAUUNGSPLAN IST 
DURCH ORTSÜBLICHE BEKANNT* 
MACHUNG UND OFFENLEGUNG 
RECHTSVERBINDLICH GEWORDEN. 
( § 12 BBauG) 

ÖSTRIBGEH, DEN 

Bürgermeister 

Hdtsoa 
i 

OCT5BAUAMT, SEP1.73 

WS - WR 
|2 §3 

BouNV 

TW* 

WA 
U 

Abgrtnzun« untarsch. < 
Ar< un4 unlafsch. Mo- 
Dm von Bouoabietan, 
soweit sw nicm durcA • 
Verkehrs-u, Grunfle- 
chen begrenzt sind. 

MO - Ml « 
M 55 §6 

BouNV 

Baulinie 
(|23 BouNV) 

Boufrenze 
(523BautM) 

MK 
§7 

6E 61 
I« |9 
BouNV 

QiesCQ Grenze des räuwti- 
B n Chen Geltungsbereiche 
OicaR] <§3/5 BBouG) 

SW — SO 
$10 $11 
BouNV 

Führung von Haupt, 
vor-und Entsorgungi 
leihinger\ 
(§9/1 Nr 9 BBauG) ' 

Begrenzungslinie für Gemorkungsgrenu 
StroOen u. sonstige 
Verkehrsflfchtn 
(§9/1 Nr.9 BBauG) 

4 t !• Aufzuhebende 
Festsetzungen 

Gr uniHlöchenzoni 
(§19 BouNV 6RZ) 

Cesctionft öchenzohl 
( § 20 BouNV 6FZ) 

03 

Zohl d. VoUgaschosse 
(§§17,19 BouNV) 

© Zwingend 

IV moximol 

ouweise 
§22 BouNV) 

.messenzohL 
H BevNV BMZ) 

fl 
offen 

geschlossen 

besondere 

A 
Nur Einzel-oder tc4 
pelhouser zulcs t.c 
(§ 22 BouNV) 

Nur Housgruppen 
zulössig 
(§22 BouNV ) 

Nur GortenhothCLi 
u.Atrium zulössit 
( §§12,17/2 BouN/f 

7766 
1 le 7 

des^he Haup/sfr^^^ 

SO SS pr ivet 

■TI Fleche für 
Forst Wirt sch oft 

• • • 1 ( § VI UrlOBBouG) 

Bpi 
Bolzplatz 

. (§9/8 BBauG) 
(§§ 75,76 LBO) 

.T Stummes Postamt 
Talefonhöu sehen 

HP Un Böschung 
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OCCÖD sonst, Bepflanzung 

pz Pflonzzwong 
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(§9/1 Nelo BBouG) 

103.50m Höhenquoto 
(§9/1 Nr. Io BBouG) 
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Strefle« - und |" ""“l Fläche für Stell- 
veraehrsflöche | St.CoL | plötzo u Gorogen out 
($9/' Nr 3 BBouG) '-J den Grundstücken 

(§9/1 Nr 1c BBouG) 

GehweflflAche | ] Fläche für gomain- 
($9/1 wr 3B Bau G) jCSt.GGq some Stetlplötza 

L_i_j und Gorogen 
(§9/1 Nr.12 BBouG) 

Öffentl. Porkpletz 
(§V1 Nr. 3 B BouS ) 

Porkhous 

T onkstelle 

Fleche_♦er 
/Wftchüf tuet 
(^9/1 NrtBBouG) 

GESCHOSSE 

Flüche für 
Abgrobung 
(§9/1 Nr9BBou6) 
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K le i nh« nd e rsp'iet p 10 tx 
(|9/f BBeu G^ 
(§o19,7S iBO) 

Kinderspiolpl otz 
Sp. (|9/l BBouG) 

(§5 13,75, 76 LBO) 

EMEINDE. OST RINGEN 
rtsteil TIEFENBACH 

□ 

Fläche für die 
Landwirtschaft 
(§9/1 NrlO BBouG) 

Von der Bebouung 
^ i freizuhaltende 

Grundstücke 
(§9/1 Nr 2 BBouG) 

mt Nur Münztank 
I 

ww Wogenwoschplott 

m Mülltonnanstondpldtz 

spb Sparrgutbehöltor 

(S) Umformerst-vt 

Fläche für 
Gemoinbedorf 

Notur-u.Londschofts- 
I i schutzgrenze 
OLUifl (§9/4 BBouG) Ir 

Versorgungs fläche 
(§9/1 BBouG) 

Gehrecht 

Fahrrecht 

Laitu ngsrecht 
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Gemeinde Östringen - Landkreis Karlsruhe 

Bebauungsplan Hr. 4 Östringen - Tiefenbach \ 

Bebauungsplanerweiterung "Im Hamberg II" ^ ; : 

Begründung 

1) Der Gemeinderat beschloß am 26. Pebruar 1973 an der Hord^ 

Westseite des Gewannes "Im Hamberg" den bestehenden Be¬ 

bauungsplan um 7 Baugrundstücke zu erweitern, da 

a) die Bebauungsflächen "Im Hamberg" ausgeschöpft sind 

b) eine Verlängerung der Borsthausstraße (Anbindung an X 

bergseitige Weinbergwege) verbessert die innerörtli¬ 

chen Verkehrsbedingungen 

c) die landwirtschaftliche lutzung der Grünflächen (teils 

Brachland) gering ist 

2) Begrenzung 

Das Plangebiet befindet sich am Ortsende der bebauten Ge¬ 

markung, in 3 Richtungen von betonierten Peldwegen und 
Weingärten umsäumt. 

Durch Verbreiterung eines vorhandenen Peldweges und stras- 

senmäßigen Ausbau wird die Borsthausstraße um ca. 50 m 

verlängert. Hierbei wird eine "Straßenlücke" zwischen dem 

Beldwegnetz und der Landstraße nach Odenheim geschlossen. 

Der vorhandene Straßenquerschnitt 5,5 m und Gehweg 1,5 m 
wird beibehalten. 

Blächen 

Das Planungsareal umfaßt 7 Grundstücke mit insgesamt 60,54 Ar 

Die schriftliche Zustimmung der Grundstücksbesitzer zur Um¬ 
legung und Planung liegt vor. 

Die Bebauungsflächen umfassen (im Durchschnitt) ca. 7 - 8 Ar 

große Grundstücke, für Straßenverbreiterung und westl. Wohn- 

weg werden ca. 9 Ar benötigt, für Versorgungsflächen (Trafo¬ 

station) wurden 1,5 Ar abgegrenzt. 
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Bebauung 

Da die Bebauungsfläohen in nordostllolier Richtung eine Hanglage 

bis 10 i, auiweiaen, wird eine eingeschossige Bauweise (mit ver¬ 
setzten Beschossen) vorgesohrieben. Den bergseiti^fgen Anliegern 

wird hierbei ein Höchstmaß an Besonnung (Südseite) und Ausblick 

auf das reizvolle Katzbaohtal ermöglicht. Das Untergeschoß kann 

talseitig zu Wohnzwecken oder untergeordneten Rebenräumen 

(Hobby) ausgebildet werden. Die Belegungsdiohte wird auf eine 

Wohneinheit Je Gebäude beschränkt. In Bauform- und Gestaltung 

sind die Gebäude soweit der Geländesituation anzupassen, daß 

Stutzmauern, sichtbehindernde Abgrenzungen etc. vermeidbar sind 

Durch Bepflanzung der Freiflächen ist die Einbindung in ein noch 

ungestörtes Landscbaftsbild zu fördern, 

)Die Baugrenzen (5 m hinter Grundstücksgrenze) ermöglichen eine 

Freizügigkeit der Grundrisskonzeption und Ausnutzung der GPZ, 

Bodenordnung 

Die einzelnen Grundstücke sollen je nach Bedarf im ümlegungsver- 

fahren zugeteilt werden, 

Baugrund 

Der vorhandene Baugrund wird nach geltenden BIK-Vorschriften und 

Brfahrungswerten aus der Nachbarschaft mit 1,5 Kp/cm^ angesetzt. 
Hangseitig empfehlen sich Brainagen, 
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